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Seit den 1950er Jahren macht man 
in Nepal gute Erfahrungen mit 
periodischen Plänen, die eine 

Langzeitperspektive (3-5 Jahre) enthal-
ten und unter Beteiligung von Bürger/-

innen und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen erstellt werden. Sie dienen dazu, 
Prioritäten festzulegen, Ressourcen 
bereitzustellen und Wirkungen zu be-
werten. Der Agricultural Perspective Plan 

(APP) ist ein solcher Plan, der seit Mit-
te der 1990er Jahre implementiert wur-
de. Der APP wurde mit Bezug auf  den 
Handlungsplan (Plan of  Action) des 
Welternährungsgipfels erstellt, um das 
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landwirtschaftliche Wachstum anzu-
kurbeln. Über die gesamte Laufzeit des 
Plans hinweg sollte das landwirtschaft-
liche Bruttoinlandsprodukt pro Kopf  
ausgehend von 0,5 Prozent im Jahr 1995 
pro Jahr um vier Prozent gesteigert 
werden. Ferner sollte das Wachstum 
auch im industriellen und im Dienst-
leistungssektor angeregt werden, was 
eine hohe Beschäftigungsquote sowohl 
in ländlichen als auch städtischen Ge-
bieten versprach. Zuletzt sollte auch die 
Armutsrate von 42 Prozent (1991) auf  
14 Prozent (2014/15) gesenkt werden. 
Eine Studie über den nationalen Le-
bensstandard (National Living Standard 
Study) jedoch zeigt, dass die Armutsra-
te gegenwärtig 25 Prozent beträgt, also 
weit vom Ziel des APP entfernt ist. Zu-
sätzlich sieht der APP vor, durch eine 
bessere Handhabung der Ressourcen 
zum Umweltschutz beizutragen.

1999 wurde das Gesetz zur regio-
nalen Selbstverwaltung LSGA (Lo-
cal Self-Government Act) verabschiedet. 
Dies war der entscheidende Schritt 
während der Zeit des APP, Macht 
und Verantwortung auf die Regionen 
zu übertragen.

Agenda zur Gleichstellung der 
Geschlechter

Immer noch werden Frauen in der 
Landwirtschaft nicht anerkannt. 
Nur elf  Prozent der Frauen sind als 
Grundbesitzerinnen eingetragen. Da-
bei handelt es sich in den meisten Fäl-
len jedoch nicht um landwirtschaft-
liche Nutzflächen. Was die Politik 
betrifft, so wurde die Gleichstellungs-
problematik erst im 6. Fünfjahresplan 
(1980-85) thematisiert. Es dauerte 
also mehr als 30 Jahre, bis die Rolle 

der Frauen bei der Agrarentwicklung 
offiziell anerkannt wurde. Erst der 8. 
Fünfjahresplan sah vor, die Teilnahme 
bei Projekten auf  Frauen auszuwei-
ten. Im Landwirtschaftsministerium 
wurde eine Abteilung zur Förderung 
von Landwirtinnen (Women Farmer De-
velopment Division) eingerichtet. Erst 
nach dem 9. Fünfjahresplan wur-
den Genderfragen ernst genommen 
und Programme für Gleichberechti-
gung eingerichtet. Die Abteilung wur-
de erweitert und umbenannt in Gender 
Equity and Environment Division (Abtei-
lung für Fragen der Gleichstellung der 
Geschlechter und der Umwelt). Dies 
ist Ausdruck des allmählichen Bemü-
hens, Fragen der Gleichstellung im 
Agrarsektor zu berücksichtigen und 
einzubringen (vgl. Tabelle). Leider hat 
die Abteilung nicht genügend Perso-
nal und finanzielle Mittel. Zudem gibt 
es keine umfassenden Gleichstellungs-
konzepte und auch keine Kontrollme-
chanismen auf  der Bezirks- und Kom-
munalebene.

Wichtige Errungenschaften 
und Erkenntnisse

Im Jahr 2002 wurde der APP über-
prüft. Gab es Anzeichen dafür, dass 

Die wichtigsten gleichstellungsbezogenen Richtlinien und Programme

Wichtige Grundsätze und  
Richtlinien im Agrarsektor

Hauptziele aus der Präambel
Ziele im Zusammenhang mit der  
Gleichstellung der Geschlechter

Übergangsverfassung (2063) „People of Nepal in exercise of the sove-
reign powers and state authority inherent 
in us“

●●Recht auf Ernährungssouveränität als 
Grundrecht
●●Artikel 20 der Grundrechte: Keine Dis-
kriminierung auf Geschlechtsbasis, auch 
Töchter sind erbberechtigt!
●●Garantie der Rechte für Frauen

APP (2052) Wandel von der Subsistenzwirtschaft hin 
zu einer gewerblichen Wirtschaft

Die Beteiligung von Frauen fördern

Agrarpolitik (2061) Wandel von der Subsistenzwirtschaft 
in professionelle und konkurrierende 
Systeme

Wenn möglich, 50 Prozent Beteiligung von 
Frauen an allen Programmen

Ausbau des Agrarsektors  (2062) Steigerung der Effektivität und Produkti-
vität und Wettbewerbsfähigkeit

-

Agrarindustrie (2063) Unterstützung kommerzieller und kom-
petitiver Landwirtschaft für den Binnen-
markt und Export 

Sonderprogramme zur Unterstützung von 
Unternehmen von Frauen, Dalits und Ar-
men

One Village One Product Procedure 
(2063) 

Produktentwicklung und Wertsteigerung 
bei Spezialprodukten

-

Inputs
Düngemittel
Bewässerung
Straßen
Technologie
Kredite
Elektrifizierung

Outputs
Vieh
Qualitätsgüter
Agrarindustrie
Forstwirtschaft

Auswirkungen
Abnahme der Armut
Ernährungssicherheit
Umweltschutz
Gleichstellung der 
Geschlechter

Die Kennzeichen des Agricultural Perspective Plan (APP)
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er modifiziert werden musste, da sich 
wandelnde gesellschaftliche Bedin-
gungen neue Zielsetzungen erfor-
derlich machten? Die Überprüfung 
zeigte, dass das Wachstum bei der 
Landwirtschaft während des 9. (1997-
2002) und 10. (2002-2007) Fünfjah-
resplans bei 3,3 Prozent bzw. 2,57 
Prozent geblieben ist. Das Ziel je-
doch waren 4,0 Prozent und 4,1 Pro-
zent. Allgemein sind die Ergebnisse 
gemischt. Manche Untersektoren ha-
ben sich gut entwickelt, die Erwar-
tungen sogar übertroffen, etwa Vieh-
wirtschaft, Gartenbau, Fischerei und 
der Straßenbau; der agrarische Sektor 
jedoch blieb am schwächsten.

Die wichtigsten Gründe hierfür 
sind:

●● die Ziele waren zu hoch gesteckt;
●● wichtige politische Entschei-

dungen wurden nicht vollständig 
umgesetzt;

●● die Koordination zwischen den 
Behörden funktionierte kaum;

●● es mangelt an der Bereitschaft zu 
investieren (sowohl von Seiten 
der Regierung als auch der Ent-
wicklungspartner);

●● Scheitern des Versuchs, einge-
fahrene Denkstrukturen zu än-
dern und die Dezentralisierung 
unter Einbeziehung der Privat-
wirtschaft und zivilgesellschaft-
licher Organisationen voranzu-
treiben.

Bei der Überprüfung der Sektoren-
leistung 2002 wurden die folgenden 
Probleme ermittelt:

1.	 Unzureichende Investitionen
2.	 Fehler bei der Planung
3.	 Organisatorische Defizite

Den Überprüfungen zufolge gibt es 
folgende Schwächen:

●● Die Ministerien sind schlecht ko-
ordiniert;

●● Institutionen können nicht imple-
mentiert werden;

●● Wichtige juristische Fragen wur-
den nicht berücksichtigt;

●● Die Integration sozialer und geo-
grafischer unterschiedlicher Ak-
teure klappte kaum;

●● Grundstücksverwaltungsfragen 
wird nicht die nötige Aufmerk-
samkeit geschenkt;

●● Der regionale Handel wurde 
kaum berücksichtigt.

Daher war es angemessen, den Plan 
zu revidieren und in verschiedenen 
Punkten anzupassen, wie an die He-
rausforderungen der Globalisierung, 
Dezentralisierung, Integration und 
Migration. Zurzeit wird die neue 
Agricultural Development Strateg y (ADS) 
vorbereitet.

Ernährungssicherheit wird als 
Grundrecht anerkannt

Die nepalische Übergangsverfassung 
von 2007 hat das Recht auf Ernäh-
rungssouveränität als Grundrecht an-
erkannt. Der Staat trieb die Industri-
alisierung der Landwirtschaft voran, 
indem er Landwirte aufforderte, die 
Produktivität zu steigern. In der Ver-
fassung verankerte Richtlinien ver-
pflichten den Staat, den befreiten 

Kamaiyas (vormals in Schuldknecht-
schaft arbeitende Menschen) das zur 
Existenzsicherung nötige Land zur 
Verfügung zu stellen und  so deren 
Recht auf Nahrung zu gewährleisten. 
Ferner sind in der Verfassung veran-
kert: das Recht auf Gesundheit und 
Arbeit und Ernährungssouveränität, 
die Abschaffung des feudalen Grund-
besitzes, die soziale Sicherheit  der 
unterdrückten Klassen und die Ent-
schädigung von Kriegsopfern.

Es gibt mehrere Gesetze zu 
Grundbesitz, zur Nutzung 
natürlicher Ressourcen, zu 
Saatgut, Pflanzenschutzmitteln 
und Düngemitteln (agricultu-
ral input supply systems):

Landbesitz

Das Gesetz zum Grundbesitz (Land 
Act, 1964) bestimmt, die landwirt-
schaftlich nutzbaren Flächen bedarfs-
gerecht zu verteilen und die Lebens-
bedingungen der echten Landwirte, 
d. h. der Personen, die vollstän-
dig von der Landwirtschaft abhän-
gig sind, zu verbessern, indem ihnen 
besondere Pachtrechte zugestanden 
werden. Allerdings hat die vierte Än-
derung des Gesetzes die doppelte Ei-
gentümerschaft eliminiert; es be-

Tharu-Haus mit Getreidespeicher
Bild: Thomas Döhne
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stimmt, das Land zwischen Pächter 
und Grundbesitzer aufzuteilen. Als 
Pächter wurden nur männliche Feld-
arbeiter aufgefasst, was zur Folge 
hatte, dass Frauen übergangen wur-
den und Pachtrechte nur auf die Söh-
ne übertragbar waren. Dies und ei-
nige Ausnahmeklauseln verhalfen 
den Grundbesitzern dazu, ihre tat-
sächlichen Anteile  zu verschleiern. 
Das Gesetz wurde bisher nur zöger-
lich umgesetzt. Andere Gesetze zum 
Landbesitz sind etwa das Gesetz zum 
Grunderwerb (Land Acquisition Act, 
1977), das Gesetz über steuerliche 
Abgaben (Land Revenue Act, 1977), das 
Gesetz zur Grundstücksbemessung 
(Measurement Act, 1962), das Gesetz zu 
Treuhandgesellschaften (Trust Corpo-
ration Act, 1977), etc. Obwohl es also 
viele Gesetze gibt, hat keines Gleich-
heit und Gerechtigkeit zum Ziel. Die-
se Gesetze verwalten hauptsächlich 
das bestehende Landbesitzsystem. 
Zusätzlich bestärkt das Gesetz zum 

Grunderwerb  die Regierung darin, 
gegen Entschädigung Land für öf-
fentliche Zwecke zu erwerben. Aller-
dings fehlt es an einer umfassenden 
Politik, dieses Land dann effektiv zu 
nutzen und zu verwalten.

Um die Ernährung zu sichern, 
müsste die Nutzung natürlicher Res-
sourcen wie Wasser und Wälder so-
wie die Erhaltung der Artenvielfalt, 
die auf traditionellem Wissen beruht, 
gesteuert werden.

Saatgut

Das Saatgut-Gesetz (Seeds Act, 1988) 
enthält verschiedene Bestimmungen 
zur Produktion, Verarbeitung und 
Qualitätssicherung des Saatguts. § 3 
beinhaltet die Einrichtung eines na-
tionalen Saatgutausschuss, der die 
Regierung beraten soll. § 7 beinhal-
tet eine Zertifizierungsstelle und ein 
zentrales Saatgutprüflabor. In diesen 

Bestimmungen ist jedoch eine Ver-
tretung der Landwirte, vor allem der 
Frauen und Kleinbauern, nicht vor-
gesehen. Das Gesetz verfehlt also bis 
heute sein Ziel, die Rechte der Bauern 
auf Saatgut und genetische Ressour-
cen zu schützen.

Pestizide

Das Pestizid-Gesetz (Pesticide Act, 
1991) soll den Handel mit Pflanzen-
schutzmitteln regeln. Es wurde ein 
Ausschuss unter der Führung des Ge-
neralsekretärs des Ministeriums für 
Landwirtschaft eingerichtet. Das Ge-
setz sieht vor, dass die Qualität der Pes
tizide kontrolliert wird und der Handel 
damit ausschließlich mit Lizenz mög-
lich ist. Zugelassene Pestizide sollen 
in einem Amtsblatt bekannt gegeben 

Lager für Düngemittel in Ghaigat
Bild: Thomas Döhne
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werden. Leider wird auch dieses Ge-
setz bisher nicht umgesetzt; es fehlt an 
Kontrollmechanismen.

Düngemittel

Der Erlass zur Düngemittelkontrolle 
(Fertilizer Control Order, 1999) hat zum 
Ziel, die Qualität der Düngemittel si-
cherzustellen: Händler sollen sich re-
gistrieren, die Qualität soll schon 
während des Handels überprüft wer-
den, der Posten eines Inspektors für 
Düngemittel soll eingerichtet werden, 
der die Produktion prüft.

Migration und ihre Folgen für 
Landwirtschaft und 
Ernährungssicherheit

Ein Großteil der Jugend, besonders 
der jungen Männer, migriert – entwe-
der als Binnenmigranten oder nach 
Indien und ins Ausland. Mindestens 
20 Prozent der Bevölkerung hält sich 
nicht an ihrem Geburtsort auf (davon 
57 Prozent  im Land, 43 Prozent im 
Ausland). Die Migration birgt sowohl 
Vor- als auch Nachteile für den länd-
lichen Raum. Mindestens 62 Prozent 
des nach Hause überwiesenen Geldes 
wird in Lebensmittel investiert, was 
die Ernährungssicherheit verbes-
sert. Andererseits wird das Geld auch 
für importierte Produkte ausgege-
ben, was die einheimische Produkti-
on schwächt. Jedoch birgt Migration 
auch die Chancen, Frauen im Land-
wirtschaftssektor zu fördern. Weiter 
wird die Infrastruktur in den meisten 
ländlichen Gebieten verbessert und 
Menschen bringen neues Know-how 
mit, wenn sie zurückkommen.

Infrastruktur

Die Regionen Nepals unterscheiden 
sich jeweils sehr stark voneinander, 
was die Art der Landwirtschaft, deren 
Zusammenhang mit der Ernährungs-
sicherheit und die infrastrukturelle 
Anbindung betrifft. Der 10. Fünfjah-
resplan wollte Integration. Die fol-
genden Fünfjahrespläne folgten dem 
Geist des 10., doch es wurde nichts 

umgesetzt. Die entlegenen Gebie-
te blieben benachteiligt. Die Absatz-
möglichkeiten blieben begrenzt, da 
die landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse über abgelegene oder defekte 
Zufahrtswege  transportiert werden 
müssen, um mehr als einen Bezirk zu 
erreichen. Auch der Nepalische Land-
wirtschaftsforschungsrat (Nepal Agri-
cultural Research Council ) arbeitet nicht 
effektiv in diesem Bereich.

Dezentralisierung

Seit 2002/03 soll Landwirten vor Ort 
mehr Eigenständigkeit eingeräumt 
werden, dabei aber die Verantwortung 
bei den staatlichen Institutionen der 
Region liegen. Der Landwirtschafts-
minister soll den regionalen Körper-
schaften Technologien bereitstellen 
und Standards festsetzen. Auch sol-
len der private Sektor und NRO/
CBOs vor Ort unterstützt werden. 
Das Ministerium für Regionalentwick-
lung (Ministry of  Local Development) ist 
für die Dezentralisierung zuständig. 
Seit 2008 gibt es auch das Regional-
verwaltungs- und Gemeinwesenent-
wicklungsprogramm (Local Governance 
and Community Development Programme), 
das von lokalen Regierungen durchge-
führt wird. Das deutlichste Signal zur 
Dezentralisierung stellt das Regionale 
Selbstverwaltungsgesetz (Local Self  
Governance Act). Wegen des Fehlens 
gewählter kommunaler Körperschaf-
ten kann auch dieses Gesetz nicht wir-
kungsvoll umgesetzt werden1.

Aspekte der Implementierung

In Nepal werden politische Ziele gut 
formuliert, jedoch mangelt es an der 
Umsetzung und am Informationsfluss. 
Da sich der Staat jetzt im Umbruch 
befindet, bestehen gute Möglichkeiten, 
umfassende Rahmenbedingungen für 
das Grundrecht auf  Nahrung zu schaf-
fen. Dabei müssen natürlich die oben 
skizzierten aktuellen Bedingungen be-
rücksichtigt werden.

Aus dem Englischen übersetzt 
von Elmar Renner
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Endnote
1	 Vgl. hierzu den Artikel Kompromisse und 

Tricks – Die Kommunalpolitik in Nepals Über-

gangsphase von Sarah Byrne in diesem Heft.
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